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Stellungnahme der 

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs, 

zur Verordnung der Oö. Landesregierung,

mit der Durchführungsvorschriften zum

Oö. Bautechnikgesetz 2012 sowie 
betreffend den Bauplan

erlassenwerden

(Oö. Bautechnikverordnung 2012 - Oö.BauTV 2012)
IKD(BauR)-100680/26-2011-Pe/Vi
Die ÖAR erlaubt sich, zu oben angeführtem Entwurf folgende Stellungnahme abzugeben:

Der Entwurf betreffend die „Verordnung der Oö. Landesregierung, mit der Durchführungsvorschriften zum Oö. Bautechnikgesetz 2012 sowie betreffend den Bauplan erlassen werden (Oö. Bautechnikverordnung 2012 - Oö. BauTV 2012)“ wird in der vorgelegten Fassung von der ÖAR abgelehnt und würde bei unveränderter Beschlussfassung einen zivilisatorischen Rückschritt bedeuten.
Zahlreiche Rechtsmaterien beschreiben seit Jahren, dass nur Barrierefreiheit an jeglichen Gebäuden die größtmögliche Selbstbestimmung und unabhängige Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in allen gesellschaftlichen Bereichen sicherstellt – vgl. dazu etwa: Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz/Österreich, UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen u.a.m.
Die in den Begründungen genannten Argumente, mit denen die vorgesehenen Verschlechterungen im OÖ-Baurecht erläutert werden, sind allesamt längst widerlegt.
Barrierefreiheit verteuert – kluge Planung vorausgesetzt – einen Bau nicht nennenswert, diesbezüglich fundierte Studien unabhängiger, hochkarätiger Institutionen sind seit Jahren bekannt, so zum Beispiel eine umfangreiche Studie der ETH Zürich.

Auch kommt Barrierefreiheit nicht nur Menschen mit Behinderungen zugute.
Insgesamt sollte die beabsichtigte Baurechtsnovelle überdies unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit und volkswirtschaftlicher Aspekte betrachtet werden.

Werden – wie beabsichtigt – Gebäude nicht bereits zum Zeitpunkt der Errichtung barrierefrei hergestellt, ist absehbar, dass in der Folge Nachrüstungen und Adaptierungen notwendig werden. Nachträgliche Maßnahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit sind allerdings technisch und finanziell aufwendig, auch diese Tatsache ist seit Jahren bekannt. Die durch nachträglich gesetzte Maßnahmen entstehenden Kosten müssen ebenfalls von der Allgemeinheit aufgebracht werden, belasten aber andere Ressorts.

Mit der Entscheidung, Wohnbauten nicht von Anbeginn an barrierefrei zu errichten, werden langfristig weitere, zusätzliche Ausgaben generiert.

Menschen, die aufgrund altersbedingt zunehmender physischer Einschränkungen an Mobilität verlieren, sollten in die Lage versetzt werden, alltägliche Verrichtungen solange wie möglich selbständig und ohne fremde Hilfe besorgen zu können. Wird ihnen das, mangels Barrierefreiheit, verwehrt, wirkt sich das auf ihre Gesamtkondition aus und beschleunigt körperliche Abbauprozesse – die vorzeitig zunehmende Abhängigkeit von unterstützenden Dienstleistungen ist die Folge. Die daraus resultierenden Auswirkungen auf die vom Land aufzuwendenden Mittel dürfen als bekannt vorausgesetzt werden.

Ebenfalls Kosten auslösend ist die Tatsache (auch dazu gibt es bereits umfangreiche Untersuchungen), dass bei altersbedingten Einschränkungen – bei gleichzeitig mangelnder Barrierefreiheit der Wohnumgebung – die Unfallhäufigkeit (Sturz und Fall) ansteigt. Lange, kostenintensive Krankenhausaufenthalte und anschließend höhere Aufwendungen für Pflege und Betreuung sind die Folge.

Im Lichte des oben Gesagten lehnt die ÖAR die vorgelegten Entwürfe ab, schließt sich der nachstehenden Stellungnahme der oberösterreichischen Experten aus ihren Mitgliedsorganisationen an und ersucht Sie, diese bei der Überarbeitung der Entwürfe zu berücksichtigen:

Nein zu Verschlechterungen der Barrierefreiheit in OÖ!

Stellungnahme des Netzwerkes „Barrierefreies Oberösterreich“ zu den 

Begutachtungsentwürfen des Oö.Bautechnikgesetzes 2012 (Oö. BauTG 2012) und der Oö. Bautechnikverordnung 2012 (Oö. BauTV 2012)

Allgemein:

Barrierefreiheit ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für ein selbstbestimmtes Leben und ermöglicht die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Barrierefreiheit ist auch ein unentbehrlicher Faktor für die Lebensqualität der Bevölkerung. Auf Barrierefreiheit ist nicht nur eine Minderheit angewiesen. Von Barrierefreiheit profitieren alle Menschen!

Die Bestimmungen betreffend das barrierefreie Bauen in den vorliegenden Entwürfen des Oö Bautechnikgesetzes 2012 und der Oö Bautechnikverordnung 2012 bedeuten eine drastische Verschlechterung gegenüber der derzeit gültigen Gesetzeslage und würde die Entwicklung der Barrierefreiheit in OÖ um Jahrzehnte zurückwerfen.

In den Erläuterungen zu den Begutachtungsentwürfen wird mehrmals von „sachlich begründeten“ Änderungen statt von Verschlechterungen und Rückschritten hinsichtlich der barrierefreien und menschengerechten Gestaltung von Bauwerken gesprochen. Auf diese „sachlichen Begründungen“ wird in den Erläuterungen der Begutachtungsentwürfe aber nicht näher eingegangen. 

In Anbetracht der demografischen Entwicklung der Bevölkerung in den nächsten Jahren sind die geplanten Verschlechterungen beim Barrierefreien Bauen auch volkswirtschaftlich nicht vertretbar.

Die Vorgangsweise, bereits bestehende gesetzliche Regelungen betreffend Barrierefreiheit in OÖ wieder rückgängig machen zu wollen, ist erschreckend kurzsichtig. Im Wohnbau dürfen Quantität und vermeintliche Kosteneinsparungen der Politik nicht wichtiger sein als Qualität.

Offensichtlich wird in den vorliegenden Begutachtungsentwürfen nicht bedacht, dass Einsparungen im Bereich der Barrierefreiheit langfristig betrachtet hohe Folgekosten durch nachträglich notwendig werdende Umbaumaßnahmen verursachen können.

Fehlende Barrierefreiheit beim Wohnen kann sogar den Verbleib von Menschen in ihrer gewohnten Umgebung verhindern, die alters-, krankheits- oder behinderungsbedingt plötzlich auf Barrierefreiheit angewiesen sind. In ein Altenheim ziehen zu müssen, weil die Wohnung in der man lebt, nicht barrierefrei oder auch nicht adaptierbar gebaut wurde, ist wohl die teuerste Lösung. Es scheint den politischen Entscheidungsträgern, die auf Kosten der Barrierefreiheit sparen wollen, nicht bewusst zu sein, dass Barrierefreiheit ein Menschenrecht ist. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf Artikel 9 und Artikel 19 der UN-Behindertenrechtskonvention, den Artikel 7 der Bundesverfassung, das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz und § 2 des Oö Antidiskriminierungsgesetzes.

Seit dem Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention am 26. Oktober 2008 sind gemäß Artikel 4 Abs. 5 Bund, Länder und Gemeinden in Österreich gleichermaßen verpflichtet, dieses Übereinkommen umzusetzen. Österreich verpflichtet sich damit völkerrechtlich, die in der UN-Konvention festgelegten Standards durch österreichische Gesetze zu gewährleisten und umzusetzen.

Die geplanten Verschlechterungen der Barrierefreiheit im Detail:

Folgende Bestimmungen im Begutachtungsentwurf des Oö Bautechnikgesetzes 2012 würden zu diskriminierende Verschlechterungen führen, die nicht im Einklang mit der UN-Behindertenrechtskonvention, dem Bundes Behindertengleichstellungsgesetz und dem Oö Antidiskriminierungsgesetz stehen:

§ 25 (3) Oö. BauTG 2012:  „Beim Neubau eines Wohngebäudes mit mehr als drei Geschoßen über dem Erdboden ist mindestens ein Personenaufzug zu errichten“ 

Der Einbau von Personenaufzügen erst ab dem vierten Geschoß schränkt die Wohnungswahl von Menschen mit Behinderungen und damit deren Recht auf Selbstbestimmung, Teilhabe und Chancengleichheit deutlich ein.
In § 31 (1) Oö. BauTG 2012: über die Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken erfolgt eine taxative Auflistung der barrierefrei auszuführenden Bauwerke sowie die Verknüpfung einzelner Bauwerkskategorien mit „Grenzwerten“ (z. B. Bauwerke für mindestens 50 Besucherinnen, Beherbergungsbetriebe mit mehr als 20 Betten oder Garagen mit mehr als 1000 m 2 Nutzfläche). Derartige Limitierungen stellen diskriminierende Einschränkungen dar, die nicht akzeptabel sind.
§ 31 (2) Oö. BauTG 2012:: „In Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen, außer bei verdichteter Flachbauweise, sind die Wohnungen im Erdgeschoß barrierefrei zu planen und auszuführen; andere Wohnungen sind, wenn sie gemäß § 25 Abs. 3 mit einem Personenaufzug erschlossen werden, so zu planen und auszuführen, dass sie gegebenenfalls mit minimalem Aufwand barrierefrei ausgestaltet werden können (anpassbarer Wohnbau).“
War bisher der „anpassbare Wohnbau“ für alle Wohnungen (im mehrgeschossigen Wohnbau) vorgeschrieben, soll dieses Planungskriterium in Zukunft an das Vorhandensein eines Personenaufzuges geknüpft sein. Dies würde eine starke Reduzierung der Anzahl der „anpassbaren Wohnungen“ bedeuten.

Der Einbau eines Personenaufzuges hängt wiederum von der Geschosszahl ab und ist erst ab dem 4. Obergeschoss „verpflichtend“. Speziell für den ländlichen Raum, wo Wohngebäude oft maximal drei Obergeschosse haben, würde durch diese Bestimmung zukünftig eine eklatante Unterversorgung mit „anpassbaren“ Wohnungen gegeben sein.

Durch den Verzicht auf den anpassbaren Wohnbau entfällt die Verpflichtung, für diese Gebäude zumindest den Platz für den nachträglichen Einbau eines Aufzuges einzuplanen. Dadurch werden wieder Situationen, wie bei vielen derzeit bestehenden Wohnbauten möglich, dass bei Aufzügen die nachträglich an der Außenwand angestellt werden, nur der Treppenabsatz und nicht die jeweilige Geschoßebene angefahren werden kann.

Das Vorhandensein von barrierefreien Wohnungen im Erdgeschoss ist kein „Ersatz“, da erfahrungsgemäß ein Wohnungstausch aus unterschiedlichsten Gründen nicht vorgenommen wird. In der Stadt Wien wurden hier bereits vor 20 Jahren keine guten Erfahrungen gemacht.

Es besteht jetzt schon ein großer Bedarf an barrierefreien Wohnungen. Betroffene die derartige Wohnungen suchen, müssen sehr lange Wartezeiten in Kauf nehmen. Gerade die Zahlen aus der Bevölkerungsstatistik sprechen eine klare Sprache: Es werden in Zukunft, mehr den unterschiedlichen Bedürfnissen angepasste Wohnungen, benötigt. 

§ 42 (9) Oö. BauTG 2012: „Bei Stellplätzen von Gebäuden, die öffentlichen Zwecken dienen, bei Parkhäusern und Tiefgaragen sowie bei Wohnbauten mit mehr als drei Wohnungen ist für je begonnene 30 Stellplätze mindestens ein barrierefrei ausgeführter Stellplatz vorzusehen und als solcher zu kennzeichnen.“
Die Verpflichtung für die Errichtung eines zweiten barrierefrei ausgeführten Abstellplatzes erst ab dem 31. Abstellplatz ist im Zusammenhang mit den Stellplätzen bei Wohnbauten ungeeignet, da die Anzahl mindestens im Verhältnis zu den barrierefreien Wohnungen zu sehen ist.

Im Allgemeinen Teil des Begutachtungsentwurfes des Oö Bautechnikgesetzes heißt es in Punkt VI: „Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt noch indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft.“
Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen dürfte diese Behauptung in den Erläuterungen nicht zutreffend sein, da der Gesetzesvorschlag für Menschen mit Behinderungen, für Familien und ältere Menschen eindeutige Verschlechterungen enthält.

Folgende diskriminierende Verschlechterungen sind im Begutachtungsentwurf der Oö Bautechnikverordnung 2012 zu finden:

§ 4 (2) Oö. BauTV 2012 besagt, dass die Richtlinie des Österreichischen Instituts für Bautechnik "Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit" vom Oktober 2011 mit folgender Maßgabe gilt:

1. Punkt 2.1.4 der Richtlinie gilt nicht. § 25 Abs. 3 Oö. Bautechnikgesetz 2012 bleibt unberührt.

2. Punkt  2.1.5 der Richtlinie gilt nur für Personenaufzüge im Sinn des § 25 Abs. 3 Oö. Bautechnikgesetz 2012 sowie bei der nachträglichen Errichtung von Aufzügen bei bestehenden Wohngebäuden mit mehr als drei Geschoßen über dem Erdboden.

Der Punkt 2.1.4 und 2.1.5 der Richtlinie des Österreichischen Instituts für Bautechnik "Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit" vom Oktober 2011 ist der Mindeststandard betreffend Personenaufzüge. Grundsätzlich sollten die Richtlinien des Österreichischen Instituts für Bautechnik, Ausgabe 2011 ohne Einschränkungen übernommen werden.

§ 4 (2) 7. b) Oö. BauTV 2012: Abweichend von Punkt 5.2.3 der ÖNORM B 1600 dürfen in Gebäuden, in denen sich, ausgenommen im barrierefreien Erdgeschoss, widmungsgemäß insgesamt nicht mehr als 50 Personen aufhalten können, auch vertikale Plattformaufzüge ausgeführt werden. 

Vertikale Plattformaufzüge werden vor allem in „Privathaushalten“ nach einer entsprechenden Einschulung verwendet. Eine sachgemäße und sichere Benützung ist im öffentlichen Bereich nicht gewährleistet und engt den Nutzerkreis stark ein.

§ 4 (2) 7. c) Oö. BauTG 2012: „Abweichend von Punkt 5.3.2 der ÖNORM B 1600 darf innerhalb von Gebäuden das Längsgefälle von Rampen mit der Länge von nicht mehr als 5 m bis zu 10 % betragen.“
Niveauunterschiede wie z. B. Stufen sind im Gebäudeinneren zu vermeiden. Ist dies nicht möglich dann ist im Neubau Punkt 5.3.2 der ÖNORM B 1600 der jeweiligen Fassung für Rampen anzuwenden. Die vorgesehene Zulassung von Rampen mit 10 % sind für viele Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen nicht selbständig und sicher benutzbar und daher diskriminierend.
Abschließende Forderung

Es wurde nun aufgezeigt, dass die Begutachtungsentwürfe des Oö Bautechnikgesetzes 2012 und der Oö Bautechnikverordnung 2012 viele Verschlechterungen hinsichtlich Barrierefreiheit in sich bergen, die auf jeden Fall abzulehnen sind. Das Netzwerk „Barrierefreies Oberösterreich“ fordert daher, dass zumindest die bisher gültigen Bestimmungen in den betreffenden Landesgesetzen und Landesverordnungen hinsichtlich Barrierefreiheit beibehalten werden und es zu keinen Rückschritten im Bereich der Barrierefreiheit in OÖ kommt.

Wien, am 10.2.2012
Österreichische�Arbeitsgemeinschaft für�Rehabilitation (ÖAR)�Dachorganisation der �Behindertenverbände Österreichs
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